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Wie und warum es funktioniert –


auf den Punkt gebracht.








Einführung


Die Schweizer verfügen über ein einzigartiges politisches System, welches auf dem Milizprinzip basiert. Tausende Menschen engagieren sich als politisch aktive Rädchen für das grosse Ganze. Mit drei Staatsebenen ist die Schweiz so aufgestellt, dass jede Aufgabe, welche dem Staat zugedacht ist, am - laufend zu hinterfragenden - richtigen Ort angesiedelt ist. Dabei gilt das sogenannte Subsidiaritätsprinzip und der föderalistische Gedanke ist der Imperativ. In der Konsequenz heisst das, dass jede Aufgabe so tief wie möglich und nur so hoch wie nötig einer dieser drei, respektive vier Ebenen zugeordnet wird.


Nicht vergessen gehen sollte die informelle 5. Staatsebene, nämlich die Selbstorganisation und Selbstbestimmung des Individuums und der Familie, wo die staatliche Obhut nichts zu suchen hat.


Das schweizerische politische System ist nicht über Nacht entstanden, es bedurfte (R)evolutionen, Entwicklungen und Ausbauschritten, welche die heute existierende politische Landschaft ausgestaltet und perfektioniert haben. Dieser Prozess dauert natürlich an.


Dieses Handbuch liefert einen leicht verdaulichen Überblick über das einzigartige Schweizer Modell und erklärt, wie und warum das Milizsystem so gut funktioniert.


Dazu hält es Erklärungen zu Begriffen des politischen Alltags parat und zeigt auf, wie sich Parteien in Ablauf-, als auch Aufbauorganisatorischer Hinsicht aufstellen, um am politischen Geschehen gestaltend teilnehmen zu können.


Nicht zuletzt wird das benötigte Handwerkszeug der Parteien und der Politiker beleuchtet.


Dieses Buch liefert einen soliden Überblick über das Milizsystem der Schweizer Politik, ohne unnötig tief zu graben oder auszuufern. Für (angehende) Milizpolitiker soll es als Einstieg in die Praxis und / oder als Leitfaden dienen.





Das politische System der Schweiz
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Die politische Schweiz ist von unten nach oben organisiert und gewachsen (Bottom up). Das allein unterscheidet den Sonderfall Schweiz schon fundamental von den allermeisten der aktuell 193 Staaten weltweit. Was das Individuum oder die Familie im politischen Sinne nicht allein bewältigen können oder wollen, das wird in zusammengefassten Einheiten weitestgehend direktdemokratisch verwaltet und gestaltet. Dies beginnt zunächst mit der Gemeinde, dann folgen die Bezirke, letztlich der Kanton.


Die Kantone, die Stände, sind der eigentliche Staat in der Eidgenossenschaft. Die Kantone haben sich jedoch - auch aus praktischen Gründen - zu einer Konföderation zusammengeschlossen und gewisse Aufgaben an „Bern“ (Synonym für den Bund) delegiert. Allerdings: Der Bund kann gestützt auf die Bundesverfassung teilweise entscheiden, was er übernimmt und was die Kantone. In der Bundesverfassung steht deshalb oft die Formulierung „Der Bund kann…“.


Als sich 1848 nach dem Ende des Sonderbundeskriegs die Kantone zusammenrauften, um sowohl den obsiegenden Zentralisten, als auch den unterlegenen Föderalisten Rechnung zu tragen, entstand die Helvetische Konföderation. Die anfänglich 25 Kantone wurden dadurch wohl etwas entmachtet, blieben aber in hohem Masse teilsouverän.


Meilenstein 1848


Am 12. September 1848 endete die Geschichte der Schweizer Tagsatzung nach über 500 Jahren Bestand. Die erste Bundesverfassung trat als oberste Rechtsquelle in Kraft. Von 1814–1847 war die Schweiz ein relativ loser Staatenbund. Die Schweiz konstituierte sich als sogenannter parlamentarischer Bundesstaat. Das Staatsgebiet der Schweiz umfasst sowohl deutsche (63%), französische (23%), italienische (8%) und rätoromanische (0.5%) Sprach- und Kulturgebiete. Das gibt es bei freiwilligen Zusammenschlüssen zu Staaten selten, deshalb spricht man auch von einer Willensnation.


Die neue Verfassung war von derjenigen der Vereinigten Staaten (Zweikammerparlament mit Repräsentantenhaus und Senat) stark beeinflusst. Sie atmete aber auch den Geist der Französischen Revolution (Bürgerrechte). Die Verfassung sah vor, dass die Kantone wohl souverän bleiben, aber nur soweit, wie die Bundesverfassung diese weitestgehende Selbstbestimmung nicht explizit einschränkt.


Die Zuständigkeit des Bundes umfasste in den Gründerjahren im Wesentlichen die Aussenpolitik, das sogenannte Münzregal, die Festlegung der Masse und Gewichte, wie auch die Errichtung, resp. die Unterstützung öffentlicher Werke.


Nebst der Vereinheitlichung von Massen und Münzwesen wurden auch die vielen Binnenzölle abgeschafft, um einer effizienten und prosperierenden Binnenwirtschaft Vorschub zu leisten.


1866 wurde die Verfassung dann erstmals teilweise revidiert: Die Juden erhielten dabei die Gleichstellung. Die erste Totalrevision der Verfassung trat 1874 in Kraft. Diese beinhaltete einen Ausbau der Kompetenzen des Bundes, aber auch der Volksrechte. Das geforderte Gesetzesreferendum auf eidgenössischer Ebene wurde nun eingeführt.


Willensnation Schweiz


Seit 1891 beinhaltet die Verfassung zudem auch das Initiativrecht auf Teilrevision der Bundesverfassung, die klassische Volksinitiative, von der seither rege Gebrauch gemacht wird.


Die letzte Totalrevision der Schweizer Verfassung stammt aus dem Jahre 1999 und trat per 1.1.2000 in Kraft.


Die heute gerühmte direkte Demokratie war streng genommen erst mit der 1891 erfolgen Teilrevision vollständig, allenfalls kann man argumentieren, dass die seit 1919 installierte Proporzwahl für den Nationalrat der letzte, entscheidende Baustein war. Manche würden gar insistieren, dass erst 1971 mit dem Frauenstimmrecht der letzte entscheidende Schritt erfolgt ist.


Ein weiterer Meilenstein in jüngerer Zeit war die Senkung des Wahlrechtalters von 20 auf 18 im Jahre 1991. Unter dem Strich sind heute etwas über 60% der Bevölkerung stimm- und wahlberechtigt.


Das schweizerische System ist auf Gewaltenteilung und eingeschränkter Repräsentanz – vor allem wegen Referenden für Bestätigung von Entscheiden durch das Volk - ausgerichtet. Es ist die ausgereifteste und weitestgehende Variante einer Volksherrschaft, die auch noch praktikabel ist.





Staatsebenen – Aufgaben
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Sowohl der föderalistische Gedanke wie auch das Subsidiaritätsprinzip gründen in der Überzeugung, dass jede Aufgabe so tief wie möglich und nur so hoch wie nötig einer der drei, respektive vier Staatsebenen zugeordnet werden soll.


Bei allen Aufgaben, die dem Staat übertragen werden, stellt sich auch immer wieder die Frage, ob man diese Aufgaben überhaupt an den Staat delegieren soll oder nicht.


Mit zunehmender Zentralisierung von Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung steigen leider auch die Lasten, welche die Gemeinden und Kantone im Auftrag des Bundes zu tragen haben. Teilweise allerdings mit Fremdbestimmungscharakter, weil die Einheit von Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung nicht immer eingehalten wird. Regelwerke für die ganze Schweiz werden zudem den Realitäten in einzelnen Kantonen oder Gemeinden wegen der „Gleichmacherei“ nicht immer gerecht.


Politische Gemeinde


Die politischen Gemeinden verfügen über allgemeine Kompetenz in allen kommunalen Belangen. Alle nicht ausdrücklich durch Verfassung(en) und Gesetz(e) dem Kanton oder dem Bund vorbehaltenen Geschäfte fallen folglich in die Kompetenz der politischen Gemeinde.


In der Schweiz existieren heute noch rund 2‘200 politische Gemeinden mit – wegen Fusionen - abnehmender Tendenz. Die politische Gemeinde ist die bürgernächste politische Einheit und die unterste Stufe der öffentlichen Verwaltung.


Bürgernähe


Rund 20% der (grösseren) Schweizer Gemeinden verfügen über ein Parlament, die restlichen kennen die Gemeindeversammlung und den Urnengang als Mittel zur Gesetzgebung und Abstimmungen bei Geschäften in kommunalen Angelegenheiten.


Die Zuständigkeiten umfassen somit u.a. das Gemeinde-Budget, der Gemeinde-Steuerfuss, die Infrastrukturen im Besitz / in der Zuständigkeit der Gemeinde und auch Einbürgerungen auf Stufe Gemeinde. Dazu natürlich die gewichtigen Brocken Schul- und Sozialwesen, Ortsplanung und Energieversorgung.
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